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HELMUT KONRAD

UNIVERSITÄTEN IN BEWEGUNG:
ZUR DYNAMISIERUNG DES

BILDUNGSSYSTEMS

Wenn die Generation der heute Sechzigjährigen auf ihr Leben zurückblickt,
dann kann sie, obwohl ihr Leben in Österreich in einer für die Geschichte dieses
Landes einmaligen Konstellation von Frieden, Stabilität, sozialer Sicherheit und
Beständigkeit des politischen Systems abgelaufen ist, dennoch von sich sagen, in
einer Zeit des beschleunigten Wandels gelebt zu haben. Die Generationen zuvor
hatten Kriege, Krisen, Terrorregime, Grenzänderungen und oft unvorstellbares
Leid erfahren müssen, man wird aber doch sagen können, dass die Alltagskoor-
dinaten weitgehend konstant blieben. Bei der Geburt meines Vaters in der späten
Habsburgermonarchie war die Schreibmaschine erfunden und das Eisenbahnnetz
praktisch fertig. Und Autos gab es auch schon. Das blieben bis zu seinem frühen
Tod seine wichtigsten technischen Bezugspunkte. Ich selbst und meine Altersge-
nossen mussten uns mit 40 der Kommunikationsrevolution stellen und sehen uns
heute von der Generation der Kinder längst überholt, was die Kompetenz im
Umgang mit Technologien betrifft, deren dynamische Entwicklungen und Verän-
derungen uns immer wieder überraschen.

Dieser beschleunigte Wandel ist auch dem Bildungswesen und hier ganz
besonders an den Hohen Schulen abzulesen. Österreich ist zwar meist nicht der
Vorreiter der Wandlungsprozesse, kann aber doch exemplarisch für die europäi-
sche Entwicklung stehen.

DIE ZEIT DES AUFBRUCHS

Wenn man heute Zäsuren in die Geschichte des österreichischen Hochschul-
wesens schlagen will, so ist für die Zeitspanne von 1945 bis heute vorerst die
zweite Hälfte der Sechzigerjahre zu nennen. 1966 wurde die Johannes Kepler
Hochschule in Linz gegründet, 1970 folgte die Hochschule für Bildungswissen-
schaften in Klagenfurt. Dazwischen lag die Zeit des studentischen Aufbruchs,
jenes legendäre Jahr 1968, an dem sich bis heute die Phantasien entzünden und
um das sich auch in seiner bescheidenen österreichischen Ausprägung Mythen
und Legenden ranken. Die beiden genannten Hohen Schulen spielen heute im
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Konzert der Universitäten unseres Landes hörbar mit, sie haben sich als Univer-
sitäten etabliert und nach einigen Modifizierungen ihre Position gefunden. Diese
beiden Neugründungen stehen für einen Aufbruch universitärer Bildung in
unserem Land. War die Zahl der Studierenden um 1960 noch bescheiden mit
knapp 30.000, so hat sich die Zahl in drei Jahrzehnten fast verachtfacht, was
zeigt, dass der Aufbruch jener Jahre die Möglichkeiten extrem erweitert hat:
Regionale, soziale und geschlechtsspezifische Barrieren wurden beseitigt,
Stipendien und der freie Hochschulzugang veränderten das Bild der Universitä-
ten. Die jungen, dynamischen Neugründungen sahen ohnehin von Beginn an
anders aus, aber auch in den Traditionshäusern musste man sich mit einer
gänzlich veränderten Studierendenpopulation abfinden.

Die Hohen Schulen nahmen am Beginn der Siebzigerjahre eine gesellschaftli-
che Vorreiterrolle ein. Die Regierung Kreisky hatte von der Durchflutung aller
Lebensbereiche mit Demokratie gesprochen, und die erste Wissenschaftsmini-
sterin unseres Landes, Hertha Firnberg, holte die aufbegehrende Jugend ins Boot
mit der Verankerung der Mitbestimmung in den universitären Strukturen. Das
Universitätsorganisationsgesetz (UOG) 1975 war geboren, und nirgendwo in der
Welt war die Möglichkeit der Studierenden und der nichtprofessoralen Hoch-
schulangehörigen so groß, die eigene Institution mit zu formen und Transparenz
einzufordern.

Das Hochschulwesen wagte damals einen Trapezakt: Die Fragen des quantitati-
ven Wachstums wurden mit einem raschen Ausbau der Universitäten bei einer
gleichzeitigen Umstellung der Entscheidungsstrukturen auf Mitbestimmung be-
antwortet. Ich kann selbst als gutes Beispiel dienen: 1972 wurde ich, ohne über
einen Studienabschluss zu verfügen, auf eine volle Assistentenstelle in Linz ge-
setzt. Als mein Studienabschluss sub auspiciis praesidentis glückte, wurde mein
Dienstposten wieder frei, da ich eine Stelle ad personam erhielt. Ohne viel vom
Universitätswesen zu verstehen, saß ich sehr bald im nunmehr zu konstituierenden
Senat der Hochschulen und spielte auf dem Klavier der nichtprofessoralen Mitbe-
stimmung. Es herrschte also Frühling und Aufbruchstimmung, die Probleme wa-
ren über Wachstum lösbar. Neue Sichtweisen stellten die konservativ-nationale
Dominanz in Frage. Gerade in Linz waren Persönlichkeiten nach drei Jahrzehnten
Exil ins Land und an die Universität zurückgeholt worden und wurden schulebil-
dend (Karl R. Stadler im Fach Geschichte, Kurt W. Rothschild in der Ökonomie).
Österreich hatte den geistig-kulturellen Anschluss an die europäische Bildungs-
landschaft gefunden und war in den Organisationsfragen zum Vorreiter geworden.

MODERNISIERUNG UND RÜCKBAU

Für gut anderthalb Jahrzehnte funktionierte diese Form der Universität, mit
der Hertha Firnberg Österreichs „wissenschaftliche Anstalten in unsere Zeit

Helmut Konrad254



hereingeholt“ hatte, wie sogar Erhard Busek unlängst zugestand, ohne sich den
Nachsatz „[...] möglicherweise mit einer Struktur, die damals schon der Vergan-
genheit angehörte“, verkneifen zu können.1 Die österreichischen Universitäten
waren zwar nicht gerade gut international vernetzt, und die Mitbestimmung
forderte im Inneren der Institutionen ihren Preis in zahllosen Kommissionen, die
meist keine klare Übernahme von Verantwortung durch die Handlungsträger
notwendig machte. Aber die Hohen Schulen funktionierten. Sie kannten ein
hohes Maß an Identifikation ihrer Mitglieder mit der Institution, ja wohl sogar
Stolz auf die jeweilige Einrichtung. Der Frauenanteil unter den Studierenden
stieg sprunghaft an, eine geschlechtsspezifische Barriere zum Hochschulzugang
ist seither nicht mehr erkennbar. Soziale Barrieren blieben aber trotz des freien
Hochschulzugangs bestehen. Und bis in die Spitzenpositionen haben es bis heute
nur ganz wenige Frauen geschafft.

Durch die gremiale Struktur waren die Universitäten träge in ihren Entschei-
dungen und überwiegend auf Beharrung ausgerichtet. Der damalige Status quo
schien gut lebbar, das Problem der Massenuniversität hatte sich mit Ausnahme
einiger Fächer (Psychologie, Architektur, Publizistik etc.) als bewältigbar
erwiesen. Es ist aber zuzugestehen, dass ein Dynamisierungsschub überfällig
wurde. 1993 wurde das Fachhochschulgesetz verabschiedet, ein Konkurrent mit
Startvorteilen wie etwa der Begrenzung der Studierendenzahl und der Auswahl
aus den Bewerbungen kam auf den Markt. Die Universitäten mussten mit einer
effizienteren Entscheidungsstruktur antworten: Nach langen und heftigen
Diskussionen wurde das UOG 1993 geboren.

Mich selbst sahen diese Jahre in einer spannenden, ambivalenten Situation.
Als Rektor nach UOG 1975 hatte ich 1993 mein Amt an der Universität Graz
angetreten, stand also in den alten Strukturen, konnte aber bereits oft nach den
neuen Spielregeln agieren. Da gab es die Rückbindung in die Gremien, aber
auch die rascheren Entscheidungen. Die Übergangssituation ließ viele Nischen
entstehen, in denen Handlungsspielräume entstanden, die auf ihre Nutzung
warteten. Auf der anderen Seite hatte das neue Gesetz die Möglichkeiten der
Mitsprache für die nichtprofessoralen Mitglieder der Universität eingeschränkt,
und mit gutem Grund formierte sich dagegen Protest. Die Rücknahme von
Mitgestaltungselementen entsprach ganz sicher nicht den Grundzügen sozialde-
mokratischer Politik, und Möglichkeiten von klareren Verantwortungsstrukturen
bei gleichzeitiger Wahrung der Mitbestimmung wurden gar nicht erst gesucht.

Die Politik der Umstrukturierung der Hohen Schulen ging Hand in Hand mit
einer Verknappung der Ressourcen. Waren in den Siebziger- und Achtzigerjahren
die meisten Probleme durch Wachstum zu lösen, so begannen nun die Auseinan-
dersetzungen um Umverteilungen. Den Universitäten fehlten dazu aber die

Universitäten in Bewegung: Zur Dynamisierung des Bildungssystems 255
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Instrumentarien. Sie hatten nicht gelernt, ihre Entscheidungen auf vergleichbare
Daten zu stützen. Evaluation und Akkreditierung gehörten noch nicht zum
Sprachgebrauch der Hohen Schulen.

QUALITÄTSSICHERUNG

Dabei gab es in der Geschichte der europäischen Universitäten keine Epoche,
in der die Hohen Schulen ohne eine Form der Akkreditierung existierten. Da
Universitäten stets bestimmte Privilegien hatten, da sie sich zudem nie aus sich
selbst finanzierten und da der Abschluss eines Universitätsstudiums immer mit
gewissen Rechten (Führung eines Titels, Ausübung einer Profession etc.)
verbunden war, war die Existenz der Universitäten an einen rechtlichen
Formalakt des weltlichen oder geistlichen Herrschers (und oftmals beider
Instanzen) gebunden. Mit diesem Akt wurde und wird einerseits die ökonomi-
sche Existenz der Universität begründet, anderseits aber auch die Erwartungshal-
tung zur Erbringung spezifischer Leistungen fixiert.

Waren diese Frühformen einer Akkreditierung im Mittelalter und in der frühen
Neuzeit überregional gültig, so führte die Herausbildung von Nationalstaaten
dazu, dass der Staat diese Rechte weitgehend exklusiv (Ausnahmen sind kirchli-
che Einrichtungen) an sich zog und damit den Wirkungskreis der Anerkennung
territorial eingrenzte. Bildungspolitik wurde staatliche Aufgabe, die Universitä-
ten übernahmen als nachgeordnete Dienststellen die Aufgabe der akademischen
Ausbildung. Sie waren damit anderen staatlichen Aufgabenerfüllern wie den
Sicherheitsbehörden oder den Finanzämtern gleichgestellt, allerdings unter der
Wahrung einer inneren Autonomie, die meist auch verfassungsmäßig abgesi-
chert wurde („Die Wissenschaft und ihre Lehre ist [sic!] frei“).

Mit der Herausbildung des Europäischen Hochschulraums, der symbolisch im
Juni 1999 mit der Unterzeichnung der Bologna-Deklaration durch 29 Europäi-
sche Bildungsminister ins Leben gerufen wurde, der in der Realität aber
natürlich schon viel länger existierte, wie die Erasmus- bzw. Sokratesprogramme
eindrucksvoll dokumentieren, musste die nationalstaatliche Form der Hoch-
schulpolitik überdacht und neu geordnet werden. Seit dieser Zeit befindet sich
die Themen Akkreditierung und Evaluierung im Spannungsfeld von institutio-
neller Autonomie, staatlicher Bildungspolitik und multinationaler Konzeptionen.

Universitäten beanspruchen, sicherlich meist mit gutem Recht, dass sich in
ihren Mauern die Begabtesten der Gesellschaft zusammenfinden. Sicherung von
Qualität zählt daher zu den zentralen Bereichen eines universitären Selbstver-
ständnisses. Die sorgsame und gestufte Personalauswahl und die Einwerbung
von Forschungsmitteln durchlaufen seit langem Prozesse einer internationalen
Kontrolle. Sowohl Berufungskommissionen als auch (im deutschen Sprachraum)
Habilitationskommissionen sind erprobte und strenge Einrichtungen der Qua-
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litätskontrolle. Und die Geldgeber für Grundlagenforschung haben, wie auch die
meisten wissenschaftlichen Publikationsorgane, strenge anonyme Prüfer.

Nicht im gleichen Ausmaß gilt dies für die Lehre. Sie ist allzu oft angebotsori-
entiert, richtet sich also stärker nach den Interessen der Vortragenden als nach
den Erfordernissen zur Erreichung bestimmter Qualifikationsniveaus für die
Studierenden. Forschungsangeleitete Lehre soll und muss zwar Merkmal univer-
sitärer Ausbildung bleiben, die Notwendigkeit von Zielvorgaben ist aber in einer
Zeit erhöhter studentischer Mobilität ein Erfordernis, dem sich die Hohen
Schulen nicht entziehen können.

In den USA war die Entwicklung deutlich anders. Der universitäre Sektor ist
durch einen hohen Anteil privater Anbieter gekennzeichnet. Gerade bei den Spit-
zenuniversitäten dominiert meist der private Sektor. Das Angebot ist in den USA
qualitativ breit differenziert. Das hat die Frage der Qualitätssicherung zu einem
zentralen Anliegen der Universitäten selbst gemacht, um nicht den Markt als
einziges Regulativ wirken zu lassen. So wird Akkreditierung in den USA nicht
durch den Staat, sondern durch Assoziationen durchgeführt, die auf freiwilliger
Basis existieren und entweder durch Universitäten oder durch Fächer oder aber
durch professionelle Vereinigungen gebildet werden. Akkreditierung ist dort die
Grundvoraussetzung, um als Anbieter ernsthaft auftreten zu können. Dies hat
sich in einer von Europa doch ganz verschiedenen universitären Kultur herausge-
bildet. Und Evaluierung gehört in den USA zum Alltagsgeschäft.

DIE NEUEN STRUKTUREN

Es dauerte bis zum Jahr 1999, ehe an allen Universitäten unseres Landes das
UOG 1993 implementiert war. Dieses Jahr 1999 war auch der Zeitpunkt, wo als
eine der letzten Maßnahmen der Großen Koalition das Gesetz über die Errich-
tung von Privatuniversitäten verabschiedet wurde. Seit 2000 gibt es daher am
universitären Bildungsmarkt drei Typen von Anbietern: die staatlichen Univer-
sitäten, die Fachhochschulen und die privaten Universitäten. Noch umfasst der
staatliche Bereich etwa 90 Prozent der Studierendenpopulation, während die
Privatuniversitäten nur etwa ein Prozent in ihren Mauern haben. Aber dennoch
tut sich hier ein spannendes neues Feld auf. Der österreichische Akkreditierungs-
rat, der über die Qualität der privaten Anbieter und deren Programme wacht, ist
ein international einzigartiges Gremium, das aus acht Expertinnen und Experten
ohne österreichische Mehrheit besteht und nur nach Qualitätskriterien seine
Entscheidung fällt. Da spielen politische Interessen keine Rolle, weder parteipo-
litische noch regionalpolitische. Nirgends sonst in der Welt hat sich der Staat in
diesem Ausmaß aus der Entscheidung zurückgezogen. Wohl kann die Ministerin
ihre Gegenzeichnung aus übergeordneten bildungspolitischen Interessen verwei-
gern, was ein Ja verhindert, ein Nein des Rats bleibt aber jedenfalls ein Nein.
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Insgesamt sind auf diese Weise derzeit sieben neue Universitäten entstanden.
Einer weiteren wurde die Akkreditierung entzogen, eine andere (Traditionelle
Chinesische Medizin) wartet derzeit auf die Gegenzeichnung des Aktes durch
die Bundesministerin. Es wurden dabei Einrichtungen geschaffen, die auf neue
Form die staatlichen Universitäten konkurrenzieren (Medizin Salzburg,
Theologie Linz, Bruckner Musikuniversität Linz, Webster University Wien),
andere besetzen Nischen (Medizinische Informationstechnologie Tirol), weitere
sind Business Schools (IMADEC Wien oder PEF Wien). Dass die Ablehnungs-
rate des Akkreditierungsrats bei 60 Prozent der Anträge liegt, zeigt die Strenge
der Maßstäbe, mit denen hier gemessen wird.

Die entscheidenden bildungspolitischen Maßnahmen finden aber natürlich
noch immer auf dem Feld der staatlichen Universitäten statt. Und hier war das
UOG 1993 gerade erst implementiert, als sich neue Änderungen ankündigten.
2001 fiel der gebührenfreie Zugang, Studiengebühren wurden gegen den
heftigen Protest der Studierenden Realität. Und das Universitätsgesetz (UG)
2002 war der nächste Schritt, der das Gesetz von 1993 weiterentwickelte. Der
Grundgedanke ist die Autonomie – die Universitäten sollen wie Betriebe agieren
können. Ein Universitätsrat, der als Aufsichtsrat fungiert, ein Rektor, der mit
umfassenden Kompetenzen die Universität führt, dazu nur ein schwacher Senat
und die weitgehende Ausschaltung der Mitbestimmung mit Ausnahme von
Studienangelegenheiten. International wurde und wird das Gesetz sehr positiv
bewertet, in Österreich selbst überwiegt wohl eher die Ablehnung.

Dramatisch wird die Entwicklung vor allem aber dadurch, dass die großen
Umstrukturierungen in die Zeit ökonomischer Einschränkungen erfolgen. Der
Druck ist gewaltig. An Kaufkraft beträgt etwa 2004 das verfügbare Budget (ohne
Personal) an meiner eigenen Fakultät nur mehr 50 Prozent zum Vergleichswert
von 1998. Und die Rate der nicht besetzten Professuren hat 25 Prozent schon
überschritten. Das sind einzelne Schlaglichter, aber sie machen deutlich, dass die
Stimmung unter jenen, die die täglichen Lasten des Lehrens, Forschens und
Verwaltens zu tragen haben, durchaus kritisch ist. Und all das geschieht zeit-
gleich mit der Forderung, sich im europäischen Hochschulraum so zu etablieren,
dass die Umstellung auf das dreistufige Ausbildungskonzept sich an den
Qualitätsnormen der jeweils Besten orientiert.

Der Sektor der Fachhochschulen ist heute sicherlich jener, von dem die größte
Dynamik ausgeht. Der Fachhochschulrat, ein Gremium, in dem neben Expertin-
nen und Experten auch Vertreter und Vertreterinnen der gesellschaftlichen Kräfte
sitzen, wacht wie der Akkreditierungsrat über die Qualität. Da aber der Staat
zahlt, ist der Einfluss der Politik, etwa in der Standortfrage, nicht zu leugnen.

Über 130 Fachhochschulstudiengänge laufen derzeit, die sich bei einzelnen
Trägern bereits zu echten Fachhochschulen verdichten. Alle Studiengänge
können und müssen eine Studienplatzbewirtschaftung betreiben, was bedeutet,
dass die Zahl der Studierenden genau begrenzt ist. Somit tritt meist der Fall ein,
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dass die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber die Zahl der angebotenen Plätze
übersteigt, und zwar oft vielfach. Fachhochschulen arbeiten daher mit handverle-
senen Studierenden. Die Abgewiesenen finden sich dann an den Universitäten
ein.

HUMBOLDT AM ENDE?

Die europäische Universitätslandschaft, und innerhalb dieser insbesondere der
deutschsprachige Raum, stehen in einer Tradition, die Lehre eng mit Forschung
verknüpft und via „forschungsangeleitete Lehre“ die Universitäten nicht nur als
Ausbildungsstätten, sondern auch als den Sitz der Spitzenforschung begreift. Es
ist klar, dass die Massenuniversitäten hier unter Druck geraten, weil sie in dem
entscheidenden Bereich Forschung immer weniger Zeit und Mittel investieren
können und so gegen außeruniversitäre Forschungsstellen ins Hintertreffen
geraten.

Werner Welzig, bei dem ich vor 35 Jahren studieren durfte und dessen
Verdienste als langjähriger Präsident der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften unbestritten sind, kam unlängst zum Schluss, dass „der Lebens-
zyklus der klassischen Hochschulen erschöpft“ sei. Wilhelm von Humboldt wird
also wieder einmal für tot erklärt.

Seit gut 20 Jahren nehme ich überall in Europa an Begräbnisveranstaltungen
für Humboldt teil, die alle wie Beschwörungsrituale wirken. Denn wie ein
Untoter beherrscht Wilhelm von Humboldt, der vor zwei Jahrhunderten das
preußische Bildungswesen reformierte, die Diskussion über die Zukunft der
europäischen Universitäten. Dies verstellt nur zu leicht den Blick auf Realitäten
und Möglichkeiten und auf den bereits (spätestens seit der Bologna-Deklaration
von 1999) eingeschlagenen Weg in den europäischen Bildungsraum, der von
ganz unterschiedlichen nationalen Ausgangslagen her eingeschlagen wird, der
aber, unter Beibehaltung der nationalen Besonderheiten doch erkennbare
gemeinsame Strukturen hat.

Für Österreichs Universitäten bedeutet dies relativ kurzfristig, sich auf Umor-
ganisationen einzurichten, die etwa folgend aussehen könnten:

Das Studium wird drei gänzlich unterschiedliche Stufen kennen:
a) Bakkalaureat: Wenn einmal etwa 40 Prozent einer Alterskohorte an den Unis

und Fachhochschulen sind, wird es in diesen 8 Semestern stark um Ausbil-
dung zu einem berufsqualifizierenden Abschluss gehen. Forschungsangelei-
tete Lehre ist hier nicht Primärziel, sie kann es geben, aber Statistik oder aber
Einführung in die Biologie braucht vor allem gute Universitätslehrerinnen
und -lehrer. Die Auslandsaufenthalte in diesem Studium dienen dem Sprach-
erwerb (zwei Sprachen neben der Muttersprache wird wohl zur Norm) und
zum interkulturellen Lernen. Die Universitäten müssen jedenfalls darauf
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achten, dass der Studienabschluss berufsqualifiziert und dass dies die Gesell-
schaft akzeptiert. Zugangsbeschränkungen und Studiengebühren machen für
das Bakkalaureat keinen Sinn, sie wären nur ein Zeichen für Mangelwirt-
schaft und Zusatzsteuern, hätten aber keine Lenkungsfunktion.

b) Magisterium: dieses Studium, das das Bakkalaureat voraussetzt, kann direkt
aufbauend oder aber berufsbegleitend studiert werden und ist auf etwa vier
Semester ausgelegt. Es dient der Spezialisierung und Vertiefung. Hier lebt
Humboldt, denn hier muss Lehre forschungsangeleitet sein. Internationalität
richtet sich hier nach Spezialangeboten an anderen Standorten, nach der
Aufgabenstellung der Masterarbeit etc. Nicht jeder Bakkalaureatsabschluss
soll ins Magisterstudium (die in Deutschland diskutierten 30 Prozent sind
allerdings doch eher zu restriktiv), vor allem, um den Studienabschluss
Bakkalaureat nicht zu entwerten.

c) Doktoratsstudium: Dieses ist immer weniger ein dritter Studienschritt als ein
erster Forschungsschritt. Europäisch werden sich Doktoratsprogramme
(Spezialforschungsbereiche, Graduiertenkollegs etc.) herausbilden. Die Wahl
des Studienorts wird dominant nach diesen Gesichtspunkten europaweit
getroffen werden. Forschendes Lernen, Eingebundensein in Projekte und
Finanzierung des „Studiums“ werden der Regelfall sein. Forschung dominiert
über Lehre, und mit den Sonderforschungsbereichen (SFBs) und Kollegs soll
sich jene Forschungslandschaft entfalten, die wir uns alle wünschen.
Das bedeutet: ein kostenfreies Erststudium im Bakkalaureat, ein selektives

und kostenpflichtiges Zweitstudium im Magisterium und ein finanziertes, aber
hochkompetitives Doktoratsstudium. Die Idee der klassischen Universität lebt
also weiter, wenn auch ausdifferenziert, um den Spagat zwischen den gesell-
schaftlichen Verpflichtungen der Massenuniversität (mit freiem Zugang) und der
Spitzenleistung in Forschung und Lehre gerecht zu werden.

WIE WEITER?

In Berlin haben im Jahr 2003 nicht weniger als 40 Bildungs- bzw. Wissen-
schaftsminister aus dem größeren Europa eine Strategie für die Weiterentwick-
lung des europäischen Bildungsraums unterzeichnet. Als einer der ganz wenigen
geladenen Experten konnte ich auf dieser Veranstaltung über Qualitätssicherung
im Hochschulbereich referieren. Und diese Thematik war auch zentral: man
kann Mobilität der Studierenden nur dann befördern, wenn gewährleistet ist,
dass am anderen Studienort im anderen Studienland vergleichbare Qualität
geboten wird. So ist ein multinationales Netzwerk der Qualitätssicherer
notwendig, und es ist glücklicherweise in Europa schon fast Realität. Nicht nur
dass es etliche Vereinigungen gibt, in denen Erfahrungen ausgetauscht werden,
es gibt auch große personale Verflechtungen. So sitze ich als Präsident des öster-
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reichischen Akkreditierungsrats auch im deutschen Gremium (und dessen Vorsit-
zender ist bei uns Mitglied). Ich nehme an den Quality Audits des Schweizer
Hochschulsystems teil und verbringe 2004 zehn Tage in Albanien, um dort zu
helfen, ein Qualitätssicherungssystem zu etablieren.

Berlin brachte auch die Bekräftigung und Verstärkung des Beschlusses, sehr
rasch in ganz Europa die Studien auf die Bachelor-Master-PhD-Struktur umzu-
stellen. Spätestens 2005 sollten alle Universitäten in diesen Umstellungsprozess
eingetreten sein. Das bedeutet, dass einige Jahre Parallelstrukturen laufen
werden, dass aber um 2010 tatsächlich die Formen der Studien in Europa harmo-
nisiert sein könnten. Auf diesem Fundament könnten sich dann inhaltlich alle
regionalen Spezifizierungen in bunter Form entwickeln. Inhaltliche Vielfalt bei
formaler Vergleichbarkeit sollte das angestrebte Ziel sein.

Wenn in Deutschland jetzt die Frage von Eliteuniversitäten diskutiert wird, so
halte ich das für das europäische System für nicht angemessen. Um eine Univer-
sität zu kreieren, die den amerikanischen Spitzenuniversitäten entspricht, müsste
man die Summen für eine solche Institution vom Ist-Stand aus verzehnfachen.
Das ist unrealistisch. Realistisch ist aber, Stärken zu bündeln, Synergien zu
erzeugen und gewachsene Traditionen nicht zu brechen, sondern als spezifische
Schwerpunktsetzung mit Innovationsanreizen zu versehen. Dann würden auf
längere Zeit gute, solide Universitäten gesichert sein. Und viel mehr ist unter den
derzeit gegebenen politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen ohnehin
nicht zu erwarten.
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